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Raphaela Portmann

Bauchschmerzen, Unwohlsein,
soziale Angst, Leistungsdruck:
Künftig sollen nur noch Gymi-
schülerinnen und -schüler an der
Maturprüfung teilnehmen dür-
fen, die mindestens 80 Prozent
des Schulunterrichts besucht ha-
ben.Wer also in den zwei Jahren
vor denAbschlussprüfungen un-
begründet mehr als ein Fünftel
des Unterrichts verpasst, könnte
laut der neuen Regelung des Er-
ziehungsdepartements, die sich
derzeit in der Vernehmlassung
befindet, das Gymnasium nicht
mehr erfolgreich abschliessen.

Bislang sieht die BaslerMatu-
ritätsverordnungvor, dass Schü-

lerinnen und Schüler den Unter-
richt «regelmässig» besuchen
müssen – eine offene Formulie-
rung. Zu offen, findet Patrick
Langloh, Leiter Mittelschulen
und Berufsbildung. Er möchte
mit der neuen Massnahme ein
Zeichen gegen den ansteigenden
«Schulabsentismus» setzen.

Kritik von Schülerseite
Dagegen macht sich nun eine
jungeOrganisation stark: Die ba-
sisdemokratische Gewerkschaft
«Freie Arbeiter*innen Jugend
Basel» (FAJ) bringt eine Petition
gegen das Vorhaben des Erzie-
hungsdepartements in Umlauf.
Darin kritisieren die Mitglieder,
die geplante Regelung würde

«insbesondere jene Schülerinnen
und Schüler treffen, die ohnehin
mit grossen Belastungen zu
kämpfen haben». Diese würden
meistens nicht aus Bequemlich-
keit, sondern «aufgrundvonUm-
ständen, die ausserhalb ihrer
Kontrolle liegen», fehlen.

Patrick Langloh betont, es sei-
en häufig diffuse Gründe, die bei
den Schülerinnen und Schülern
zuAbwesenheiten führten. Etwa
nicht diagnostizierte psychische
Probleme und Zukunftsängste,
manchmal verbundenmit über-
mässigem Kiffen.

Die Unterstellung, dass viele
etwa wegen Konsums von Can-
nabis fehlten, schreibt die FAJ der
BaZ, bediene das Narrativ der

faulen Schülerinnen und Schü-
ler und lenke vom eigentlichen
Problem ab. Dieses liege im zu
hohen Leistungsdruck und der
fehlenden Unterstützung be-
nachteiligter Schüler: «Aus eige-
ner Erfahrung wissen wir, dass
gerade am Gymnasium ein ho-
her Leistungsdruck herrscht,
welcher bei vielen Stress aus-
löst.» Es gebe nichtwenige Schü-
lerinnen und Schüler, die sich
ihre Krankheitstage ansparen,
um fürPrüfungen zu lernen. «Sie
gehen dann in die Schule, auch
wenn es ihnen gesundheitlich
nicht gut geht.»

In ihrem Schreiben fordern
die Mitglieder der FAJ, «eine
Schule, in der das Lernen Spass

macht, wir unsere Kreativität
ausleben können,wir uns in den
Bereichen weiterbilden können,
die uns interessieren und in der
Bildung für alle zugänglich ist».
Ausserdem fordern die Jugend-
lichen, dass Schulen besser über
Leistungsdruck, psychische Ge-
sundheit und Unterstützungs-
angebote aufklären.

Bekämpfung der Ursachen
Das Problem der zunehmenden
Absenzen müsse an der Wurzel
gepackt werden. Man müsse die
Ursache bekämpfen und nicht
«die Schülerinnen und Schüler
auch noch dafür bestrafen». Eine
Anwesenheitsquote müsse im
Hintergrund stehen.

Aber besteht nicht die Gefahr,
dass der zunehmende Schulab-
sentismus die Vorbereitung auf
die Arbeitswelt beeinträchtigt?
Nein, findet die FAJ. «Wir denken
nicht, dass die Schule uns mög-
lichst gut auf dieArbeitswelt vor-
bereiten und uns Disziplin, Ge-
horsamundEffizienz beibringen
soll», schreiben die Mitglieder.
«Die Schule soll in erster Linie
ein Ort sein, an den alle Schüle-
rinnen und Schüler gern gehen.»

Es sei nicht in ihrem Interesse,
zu Robotern ausgebildet zuwer-
den, so die FAJ weiter. «Wir
möchten lernen, kritisch zu
denken, zwischenmenschliche
Fähigkeiten auszubauen und
schliesslich, uns zu bilden.»

Anwesenheitspflicht an Gymnasien?
Nunwehrt sich eine junge Arbeiterorganisation
Keine Matur bei zu viel Absenzen Die Forderung des Erziehungsdepartements sorgt für Aufruhr. Die «Freie Arbeiter*innen Jugend» warnt
vor negativen Folgen für belastete Schülerinnen und Schüler.

Für die Baselbieter SVP führt die
Zusammenarbeitmit Basel-Stadt
derzeit nicht zu der gewünsch-
tenKostendämpfung imGesund-
heitswesen. In einem Postulat,
das die Fraktion gestern ein-
gereicht hat, fordert sie bei der
nächstenVergabe der Leistungs-
aufträge für die Spitallisten die
Einführung neuer Kriterien.

Nebst Qualität, Effizienz und
Versorgungssicherheit sollen die
übergeordneten Ziele der Kos-
tendämpfung, der prioritär am-
bulanten Behandlung und der
Tarifkonvergenz («Gleicher Preis
für gleiche Leistung») berück-
sichtigt werden. Die Ergebnisse
der laufendenWirkungsanalyse

seien ebenfalls einzubeziehen,
teilt die SVPmit.

Vor knapp sechs Jahren hat
das Stimmvolk der beiden Basel
einemStaatsvertrag zugestimmt,
der die gemeinsame Planung,
Regulation und Aufsicht bei der
Gesundheitsversorgung vor-
schreibt. Seit dem 1. Juli 2021 gel-
ten in beiden Kantonen in der
Folge auch gleichlautende Spital-
listen. Das heisst:Welches Spital
im Gesundheitsraum welche
Leistungen erbringt, ist fest
definiert. Damit sollten unter
anderem teure Überkapazitäten
verhindert werden.

Sollte bei den neuen Spital-
listenmit dem Stadtkanton aber

keine einvernehmliche Lösung
gefundenwerden, sei der Staats-
vertrag zwischen den beiden
Kantonen auf den nächstmögli-
chen Termin zu kündigen, for-
dert die SVP.

Kritik an Freizügigkeit
In den vergangenen Monaten
und Jahren habe sich gezeigt,
dass sich Basel-Stadt planerische
Alleingänge herausnehme. An-
dererseits belasteten die «hohe
Inanspruchnahme stationärer
Leistungen und überdurch-
schnittliche Spitaltarife» in Ba-
sel-Stadt die Kantonsfinanzen
im Baselbiet zunehmend. Unter
diesenVoraussetzungen sehe die

SVP-Fraktion «keinerlei Sinn da-
rin, am bestehendenVertragmit
Basel-Stadt festzuhalten».

Allein die volle Freizügigkeit
und der Verzicht auf einen aus-
serkantonalen Referenztarif führ-
ten zu jährlichenMehrkosten von
rund zehnMillionen Franken. Zu-
dem schwäche die volle Freizü-
gigkeit die Marktposition des
Kantonsspitals Baselland. Tat-
sächlich lassen sich viele Basel-
bieter Patientinnen und Patien-
ten im vergleichsweise teuren
Unispital behandeln. Ein Teil der
daraus resultierenden Mehrkos-
ten belastet die Kantonskasse.

Sebastian Schanzer

Baselbieter SVP zieht Kündigung des Staatsvertrags
mit Basel-Stadt in Betracht
Streit um Gesundheitspolitik Die Partei fordert neue Kriterien für Spitallisten. Hohe Kosten
und Alleingänge des Stadtkantons würden die Staatskasse des Landkantons belasten.

Die SVP Baselland zweifelt den Sinn der gemeinsamen Spitalliste mit Basel-Stadt an. Das betrifft auch das Bruderholzspital. Foto: Lucia Hunziker

Linie 82 Landrat Stephan Acker-
mann (Grüne)macht sich Sorgen
umden PrattlerOrtsbus.Und das
zu Recht. Der Kanton wird die
Linie 82 im kommenden zehn-
ten Generellen Leistungsauftrag
nichtmehr unterstützen.Die Be-
gründung des Regierungsrats:
«Auf dem stärkstfrequentierten
Teilstück der Liniewird jederBus
durchschnittlich von nur gerade
drei Personen genutzt.»

Der Ortsbus verbindet den
Bahnhofmit demGewerbegebiet
Grüssen, wo neben anderen die
Publikumsmagnete Ikea, Möbel
Pfister und Media Markt domi-
ziliert sind. Im benachbarten
Grüssenhölzli sieht der in Prat-
teln wohnhafte Ackermann zu-
dem Entwicklungspotenzial.

Mangelnde Kostendeckung
«Trotz der Herausforderungen
durch die Coronapandemie und
des Ersatzverkehrs derTramlinie
14 konnte die Linie 82 im Jahr
2023 eine Zunahme der Fahrgast-
zahlen um acht Prozent verzeich-
nen», argumentiert Ackermann.
Dermangelnde Kostendeckungs-
grad sei teilweise auf ausser-
gewöhnliche Umstände wie den
Tramersatzverkehr der 14er-Linie
zurückzuführen, der die wirt-
schaftliche Tragfähigkeit der Li-
nie negativ beeinflusst habe.

Das Angebotsdekret verbiete es,
Linien, die einen Kostende-
ckungsgrad unter 20 Prozent
aufweisen, in den nächsten
Generellen Leistungsauftrag zu
übernehmen, so die Baselbieter
Exekutive in ihrem Statement:
«Der Gemeinde wurde an meh-
reren Sitzungen erläutert, dass
ein Kostendeckungsgrad von
20 Prozent auch dann nicht er-
reicht würde, wenn die Linie 14
normal verkehrt.»

Optimierungspotenzial sehe
der Regierungsrat nicht. Er
schickt jedoch hinterher: DieAb-
teilung ÖV und die Autobus AG
Liestal prüfen auf PrattlerAntrag
Varianten, «welche es ermögli-
chen sollen, den wegfallenden
Süd-Ast des Ortsbusses teilwei-
se zu kompensieren».Die Ergeb-
nisse sollen derGemeinde am 21.
Januar vorgestellt werden.

Bereits per Dezember 2023
wurde eine Angebotsreduktion
auf der Buslinie 82 vorgenom-
men. ImRahmen des Generellen
Leistungsauftrags, der den Zeit-
raumvon 2026 bis 2028 abdeckt,
wird sie wohl verschwinden.
Gemäss den Zahlen des Kantons
liegt der Kostendeckungsgrad
über alle Linien bei 49,7 Prozent
im Baselbiet.

Daniel Aenishänslin

Prattelns Ortsbus verliert
Unterstützung des Kantons

Das Grüssen Center (rechts) und das schwedische Möbelhaus werden
wohl bald nicht mehr mit dem Ortsbus erreichbar sein. Foto: Lucia Hunziker
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Die privaten Spitex-Organisati-
onen beschweren sich über Dis-
kriminierung auf demMarkt. Im
Kanton Basel-Landschaft ent-
scheiden die Gemeinden, mit
welchen Spitex-Organisationen
sie zusammenarbeiten, und ha-
ben sich grossmehrheitlich für
die Öffentlichen entschieden –
ohne die Leistungsverträge aus-
zuschreiben.

DieASPS, derVerband der pri-
vaten Spitex in der Schweiz,
erhebt deshalb nun schwereVor-
würfe: Dieser Vorgang sei in-
transparent und führe zu
höheren Kosten, schrieb derVer-
band in einer kürzlich versende-
ten Medienmitteilung. Private
Organisationen könnten diesel-
ben Leistungen bei gleichblei-
benderQualität 10 bis 15 Prozent
günstiger erfüllen.

In einem Beitrag des Regio-
naljournals Basel Baselland
wehrt sich Urs Roth, Geschäfts-
führer des Spitex-Verbands Ba-
selland, gegen diesen «absurden
Vorwurf». Die Budgetierungen
und Rechnungen seien transpa-
rent. Bei den Kosten könne man
nicht «Gleiches mit Gleichem»
vergleichen.Die öffentlichen Spi-
tex-Organisationen erfüllen bei-
spielsweise viel mehr Kurzein-
sätze als die privaten. Dies füh-
re zu viel mehr Zeit unterwegs:
Die Anreisezeit müsse auch ab-
gegolten werden.

Landrat will den Gemeinden
nicht dreinreden
Rechtlich seiman zudem gleich-
gesetzt, betont Roth. Auf diesen
Standpunkt setzte sich auch die
Baselbieter Regierung an der
Landratssitzung vom Donners-
tag. Das Thema war dank eines
Postulats von StefanMeyer (SVP)
traktandiert. De jure werden die
Öffentlichen nicht bevorzugt be-
handelt – de facto schon.Das sa-
hen auch diemeisten politischen
Fraktionen ein.

Das Postulat wurde jedoch
ohne Gegenstimme abgeschrie-
ben. Man war sich im Landrat
durch das Band einig: Die Ge-
meindeautonomie sei bei der
Spitex-Wahl zu respektieren.
Und man wolle ihnen nicht zu-
sätzliche Bürokratie aufzwingen.
Zudem sei eine Ausschreibung
der Leistungsaufträge derzeit
nicht obligatorisch: Dazu braucht
es eineÄnderung desAlters- und
Pflegegesetzes.

Der Entscheid des Landrats
dürfte bei derASPS nicht gut an-
kommen. Sie hat bereits acht Ba-
selbieter Gemeinden verklagt,
weil diese ihre Leistungsverträ-
ge nicht ausschrieben: darunter
Liestal und Allschwil, wie das
«Regionaljournal»weiter berich-
tet. Die Fälle sind beimKantons-
gericht hängig.

In Basel erhoben sie im letz-
ten Jahr ähnliche Vorwürfe ge-
gen das Gesundheitsdeparte-
ment.Die Situation ist sogar der-
massen angespannt, dass sich
die ASPS gar die Lancierung
einer Volksinitiative überlegt.

Andrea Schuhmacher

Private Spitex
verklagen acht
Baselbieter
Gemeinden
Wettbewerbsverzerrung Die
ASPS will, dass künftig
Leistungsverträge öffentlich
ausgeschrieben werden.

Michael Bubendorf kritisierte die
Coronapolitik der Schweiz aufs
Schärfste undmusste darauf sei-
ne Waffen abgeben. Dieser Fall
beschäftigte gestern das Basel-
bieter Parlament. Es ging um
grundsätzliche Fragen wie: Ab
wann ist ein Mensch gefährlich?
Wieweit geht die Meinungsfrei-
heit in der Schweiz?

Die Behörden begründeten ihr
Handeln damit, dass Bubendorf
offen zugegeben habe, die De-
mokratie, den Staat und dieVer-
fassung abzulehnen. Ihm schwe-
be eine Privatrechtsgesellschaft
vor, in der unter anderem auch
die Sicherheit privat organisiert

werde. Deshalb stellten die Be-
hörden den 43-Jährigen vor die
Wahl, entweder auf eigene Kos-
ten ein forensisches Gutachten
bei einemPsychiater erstellen zu
lassen – oder eben seineWaffen
abzugeben. Bubendorf gab seine
Waffen ab.

SVP-Landrat Peter Riebli, der
den Fall mittels einer Interpella-
tion zumThemamachte, vermu-
tete hinter dem Vorgehen des
kantonalen Bedrohungsmanage-
ments einenVersuch, einen «kri-
tischen Bürgermundtot» zuma-
chen. «Die Demokratie lebt von
der freien Meinungsäusserung,
egal wie idiotisch diese Meinun-

gen sind», sagte Riebli. Das sei ein
Menschenrecht. «Wenn der Staat
anfängt, unliebsame Meinungen
mit polizeilichen Mitteln zu ver-
hindern, dann ist das derAnfang
vom Ende der Demokratie.»

Linke Landräte stützen
Vorgehen der Polizei
Grünen-Landrat Gzim Hasanaj
befürwortete das Vorgehen der
Behörden: «HerrBubendorf sieht
die Freiheit als Privatsache, das
heisst, er plädiert auf Selbstjus-
tiz.» Andere hätten Angst, wenn
so einMenschWaffen trage. «Wir
wissen seit Immanuel Kant: Die
Freiheit des Einzelnen endet

dort,wo die Freiheit des anderen
beginnt», sagte Hasanaj. Er mo-
nierte zudem,dass imParlament
die Partikularinteressen eines
Einzelnen diskutiertwerden,vor
allem da dieser den Rechtsweg
noch nicht ausgeschöpft habe.

Entsetzt von der Diskussion
zeigte sich derweil SP-Landrätin
Pascale Meschberger: «Ich bin
emotional schockiert!» Es sei für
sie unfassbar, dass darüber dis-
kutiert werde, ob der Besitz von
Waffen ein Menschenrecht sei.
Nach Terrorattacken frage man
sich oft, wieso die Polizei, ob-
wohl sie von extremen Meinun-
gen eines Attentäters gewusst

habe, nicht frühzeitig inter-
veniert habe. Aber nun tue man
sich so schwer?

Gemäss Riebliwill der Kanton
nun dank seiner Interpellation
die Kosten für das forensische
Gutachten von Michael Buben-
dorf übernehmen.

Sicherheitsdirektorin Kathrin
Schweizer wiederholte zum
Schluss, dass sich die Regierung
nicht zu Einzelfällen äussern
dürfe. Es stehe aber jedem frei,
Beschwerden dagegen einzurei-
chen,wie die Polizei dasWaffen-
recht einsetze.

Andrea Schuhmacher

Kanton zahlt forensisches Gutachten für Coronaskeptiker
Waffenentzug wegen Kritik Der Fall von Michael Bubendorf beschäftigt das Baselbieter Parlament.

Andrea Schuhmacher

Nachdem inderSilvesternacht im
Kulturlokal Hirscheneck mehre-
re Personenmit K.-o.-Tropfenbe-
täubt worden sind, sind die Bas-
lerinnen und Basler verängstigt:
Ist es im Ausgang noch sicher?
Wie kann ich mich schützen?
FDP-Grossrätin Silvia Schweizer
schlug in einemVorstoss dieArm-
bänder vor, die die Polizei in Ba-
sel im Rahmen der Rhylax-Kam-
pagne verteilt. Mit diesen könn-
ten K.-o.-Tropfen in Getränken
nachgewiesenwerden.

Wie Polizeidirektorin Stepha-
nie Eymann am Mittwoch im
Basler Grossen Rat erklärte, sind
dieseArmbänder allerdings nicht
fehlerfrei. «Unsere Erfahrungen
mit den K.-o.-Tropfen-Armbän-

dern haben gezeigt, dass die
Schutzwirkung begrenzt ist», so
Eymann. Nicht alle Substanzen
könnten erkannt werden. Das
kann zu einem falschen Sicher-
heitsgefühl führen.

Die Kantonspolizei Basel-
Stadt verteile diese zurzeit auch
gar nicht mehr und ist auf der
Suche nach einem «zuverlässi-
gen und nutzerfreundlichen»
Produkt. Sollte sich eines finden
lassen, sowürdeman die Gratis-
abgabe prüfen, eingebettet in ein
Massnahmenpaket aus Präven-
tion und Unterstützung.

Für den Eurovision Song Con-
test (ESC) im Mai habe man ein
solches Paket bereits entwickelt.
Es beinhalte Schulungs- und
Sensibilisierungsmassnahmen,
sogenannte Safe Spaces auf dem

Festivalgelände und Beratung-
und Begleitdienstleistungen.Da-
für sei auch ein Gesuch um fi-
nanzielle Unterstützung beim
Bund eingereicht worden, sagte
Eymann.

Wenige Frauen in leitenden
Funktionen bei Basler Polizei
Die Vorsteherin des Basler Jus-
tiz- und Sicherheitsdeparte-
ments gab zudem in ihrer Ant-
wort auf eine Interpellation von
SP-Grossrätin Lisa Mathys ein
Update zum laufenden Kultur-
wandel in der Basler Kantonspo-
lizei nach der Publikation des
Schefer-Berichts. Im letztjähri-
gen Bericht wurde festgehalten,
dass der interne Umgang der Po-
lizei mit sexueller Belästigung
schlecht ist.Mathyswollte unter

anderem wissen, wie es um die
Diversität in Führungspositio-
nen stehe undwelche Massnah-
men gegen Diskriminierung ge-
plant seien.

Die Bilanz an Frauen in Füh-
rungspositionen bei der Basler
Polizei fällt schlecht aus: Von 23
Abteilungsleitern sind zwei
Frauen, von 84 Ressortleitern
sind es 12.DerBeirat, der die Um-
setzung der Empfehlungen aus
dem Schefer-Bericht begleiten
soll, besteht aus vierMännern. In
der Arbeitsgruppe von 12 Mitar-
beitenden, die die Grundlagen
für weitere Massnahmen gegen

Diskriminierung erarbeitet, sei
das Geschlechterverhältnis hin-
gegen ausgeglichen, berichtete
Eymann. Dies reichte Lisa Mat-
hys nicht: «Dass nicht einmal
zehn Prozent der Abteilungslei-
ter Frauen sind, geht nicht.» Sie
forderte von Eymann, dass ver-
bindliche Ziele zur Erhöhung
dieser Quote gesetzt werden.

Die Polizeidirektorin fügte an,
dass dafür auch geeignete Be-
werberinnen nötig seien. Mat-
hys wies darauf hin, dass wenn
Führungspositionen nur zu ei-
nem Pensum von 100 Prozent
ausgeschrieben seien, dies schon
mal viele abschrecke. «Auch in
einem 7-Tage-Betrieb sollte eine
Führungsposition mit einem
80-Prozent-Pensum zu bewälti-
gen sein.»

Armbänder zeigen bei K.-o.-Tropfen
nur begrenztWirkung
Unsicherheit im Basler Ausgang Polizeidirektorin Stephanie Eymann nahm im Grossen Rat Stellung
zu präventiven Massnahmen. Undmusste sich Kritik am Frauenanteil in der Führung anhören.

Stephanie Eymann, Vorsteherin des Justiz- und Sicherheitsdepartements, erklärt, wieso die K.-o.-Tropfen-Armbänder nicht ohne weitere Massnahmen nützlich sind. Foto: Dominik Plüss


